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Beklegter und Revi

J..Der 9„ Senat des Bundessozialgeriehts h&o auf die

mündliche Verhandlung vom 80 Oktober l969 durch‘

Bundeerichter Dr„ M a i s c h

» Voreitzender — „
Bundesrichter S c n i n d l e r ?
Bundesriehter Dr° R e n n e r ‚
Bundeseozialrichter S 2 a b l e w 8 k i und

Bundeseozialrichter Dr„ K u r t h

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Ur*eil des

Landessozialgerichts Berlin vom 50° Juli l968

wird zurückgewiesen„

Außergeriehtliehe Kosten sind nicht zu eretatten„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Klägerin bezieht neben Witwengeld nach dem Bundes—

gesetz zu Art„ 151 des Grundgesetzes (GG) seit dem
l° Oktober 1950 auch Nitwenrente nach dem Bundesversergungs

gesetz —BVG—(Bescheid vom 190 September 1951\0 An
190 Dezember 1964 beantragte sie die Gewährung eines

Schadenseusgleichs nach ihrem am 60 Mai 1898 geborenen

und am 5„ Oktober 1945 im Kriegsgefengenenlaznrett

Hindehburgkeserne Frankfurt (Oder) verstorbenen Ehemann

Georg F3 \fo)„ Dieser sei zuletzt Stadtemtmsnn gewew

sen (bereits ab dem 55„ Lebensjahr) und wäre angesichts

seiner umfassenden Kenntnisse und Fähigkeiten auf allen

Verwaltungsgebieten
— ihm sei die verentwortungsvolle

Tätigkeit eines Verwaltungsrevisors übertragen gewesen «
nach dem Kriege mit Sicherheit jedenfalls Begierungsrei

geworden° Der somit verhinderte berufliche Aufstieg müsse

nach 5 2‚ letzter Satz der Durchführungsverordnung
zu

5 50 Abs° 5 und 4 BVG (DVG) ven 50„ Juli 1964 bei Berechw

nung
des dem Schedenssusgleich zugrunde zu legenden Durch«

schnittseinkommens berücksichtigt werden; demzufolge sei

gemäß @ 4 DVG vom Bndgrundgehalt der Besoldungsgruppe A 14

einschließlich Ortszuschlag der Stufe 2 des Bundesbesel»

dungsgesetzes (BBesG) auszugehen„ Mit Bescheid vom 14° De—

zember 1965 lehnte das Versorgungsemt (Versorg■) die Ge—

währung eines Sehedenseusgleichs ab, weil bei Eingrupnie»

rung des Po als Beamter des gehobenen Dienstes (Stadt—
amtmann)

— der das 45° Lebensjahr vollendet hat — in des
Endgrundgehslt der Besoldungsgruppe A 11 des BBesG das

Einkommen der Klägerin monatliCh nicht um 50 DM geringer

sei als die Hälfte des Einkommens‚ das Be ohne die Schädim

gung erzielt -ätte° Der Widerspruch9 dem die Klägerin

einen 104 Blätter umfassenden Aktenbsnd beifügte„ blieb

\\_
‚\J
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ohne Erfolg (Widerspru chs be scheid vom 5l° Mei l966)° Das

SozL lner'cht (SG) hat dii_e hiergegen erlobene Klage mit
Urteil vom 20 Juni l96 7 ab „ewiesaeno Das Lal_de.s SOZ“zlßericht

LSG) hat die Berufung de Klägerin nach Anhörung des sech—

verständigen Zeugen lex:mit Urteil vom 50° Juli 1968 zurückw

gemi esen U.hd die Rexfision zugelassen° Es ha“ u„e° ausgeführt3

Rechtsgrundlage für die Beurteilung des Falles sei die Vor—

schrift des 5 &0 & Absn 2 ioVon° @ 50 Abs„ 5 und & BVG und
der lezu argenxenen DVG vom 500 Juli l964 und der ob la Je—

nuer l967 geltenden DVG vom 28o Feb1uar l96 8 (BGBl I l94}0

ncnech melte als Einkcnmen des hfm_nnes d‚s_Dvrchschnitts—

eiukc nen der Berufsgruppe‚ “elcher der Verstorbene engehört

e chne lie Sch*digung nach seinen Lebensverhiältnissen9

seinen beruflichen Kenntnissen und Fähigkeiten wahrscheinlich

ongehört hätteo Hierbei sei nach @ 2 der genannten Durchfüh—

rungsverordnungen ein durch die Schedi1gung „ zu ergänzen:

”wehrscheinlich” 1 verhinderter Kufstieg im Beruf zu berich—

s:'_c ‚igenc Der Sennt sei in tat echl1cher Hinsicht zugunsten

der K1@erin davon ausgegangen9 daß der Verstorbene im Überw

lebensfelle wahrscheinlich

@) seinen Wohnsitz — wie die Klägerin selost « nach

l945 noch Uestberlin verlegt hätte‚

b} etwa l9'-8/49—3uf Grund der Anordnung d.er Alliierten

Kommandentur vom 260 Februar 1946 — BK/’O (46) lOl & —
entnazifiziert werden wäre und

c) in der Folgezeit ;egen seiner iuchtipne1t et & l94-;/50

als Verwaltungsengestellter in.den Dienst des Lendes

Berlin eingestellt werden wäre„

wenngleich das letztere (zu C) nach der Bekundung des sache

keinesfalls gewährleistet sei„ »verständigen Zeugen Jli

Eine frühere Beschäftigung des Ehemennes im Verwaltungs»

dienst„ schon alsbald nach l945„ liege außerhalb jeder Wehr“

scheinlichkeito Denn in den Nechkriegsjahren sei bis zur
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Entnazifizierung‚ die auch im Hinblick auf die geltend

gemachte Verbindung mit Widerstandskreisen frühestens

l948/49 angenommen werden könne3 eine Wiederverwendung

in der Berliner Verwaltung Völlig ausgeschlossen gewesenc
Auch nach Abschluß der Entnezifizierungsverfahren l948/49

habe noch nicht ohne weiteres die Möglichkeit des Eintritts

in den öffentlichen Dienst bestanden? weil grundsätzlich

davon auszugehen sei‚ daß in der damaligen Zeit infolge

der allgemeinen wirtschaftlichen Situation der öffent—

liche Dienst sehr begehrt gewesen sei und da über hinaus

die Frage der früheren Zugehörigkeit zur (früheren) Natiow

nalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP) i„mer

noch eine Rolle gespielt habe; Es spreche die Wahrschein—

lichkeit dafür„ daß der jahrzehntelang im Dienst der Stadt

erlin tätig gewesene P„ sich nach der Entnazifizicrung

um eine Wiederbeschäftigung im städtischen Dienst „ mit

Erfolg « bemüht hätte„ Hiernach hätten für Po zwei Möglichm

keiten bestanden? in den höheren Dienst zu kommen:

l„) Nach S 171 Abs„ 1 Nr° l des Lahdesbeamtengesetzes sei

im Dienst des Landes Berlin stehenden Personen? die

als Angestellte in einer im Stellenplan l952 vorgesehenen

Stelle beschäftigt waren und eine Stelle innehatten‚ die

im Stellenplan l955 als Beamtenstelle ausgewiesen war?

unter Berufung in das Beamtenverhältnis ein ihrer Tätigkeit

beim Inkrafttreten des Gesetzes — am lo Dezember 1952 „
entsprechendes Amt dann zu übertragen gewesen„ wenn sie die

für ihre Laufbahn vorgeschriebene oder mangels solcher

Vorschriften übliche Vorbildung besessen hätteno Dabei sei

für ein Amt des höheren Dienstes die erfolgreich abgelegte

Absohlußprüfung des Lehrgangs ll erforderlich gewesen° P„

habe diese Prüfung bereits l926 bestanden und damit diese

Voraussetzung erfüllt° Trotzdem sei'ein Aufstieg in den

höheren Dienst schon deshalb nicht wahrscheinlich? weil
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_5._

selbst bei Unterstellung einer Einstellung in den öffent_
lichen Diexst bereits im Jahre l949 nicht angenommen werden

Ükönne, daß P„ in der kurzen Zeit bis zum 5l„ März l955 be—
reits ein dem höheren Dienst entsprechendes Amt erreiCht

hätteo Abgesehen davon? habe ein Amt9 des der Besoldungs—

gruppe A 5 d oder einer anderen Besoldungsgruppe mit gleichem

der höherem Endgrundgehalt angehört habe‚ Personen9 die — wie0

Po — am Tage des Inkrafttretens des Gesetzes das 459 Lebens—

Jahr bereits überschrittenhatten9 nur mit besonderer Genehmin

sung des Lendespersonslsusschusses übertragen werden dürfena

IIO) Für den Aufstieg des P„ als Laufbahnbeemter sei davon

auszugehen„) daß er nach Inkrafttreten des Gesetzes zur

Regelung der Rechtsverh■ltnisse der unter Art„ l5l GG fallen—

den Personen_vom ll° Mei l95l (BGBl I,} 507) am lo Oktober 195l

frühestens nach Ausstellung der ersten Unterbringuhgsscheine

Ende l952/Anfsng 1955 auf Grund des Gesetzes zu Art„ läl GG

als Inspektor eingestellt worden wäre° Der Beklagte berufe

sich insoweit mit Recht auf die sogenannte Tatbestandswirm

kung des Bescheides des Senstors für Inneres vom l3„ März l9559

nach welcher auf Grund des S 7 dieses Gesetzes die Beförderung

des P„ zum Stedtsmtmsnn nicht berücksichtigt werden und ihm

nur der Status eines Stedtinspektors zuerkennt worden seio Der

Einwend‚ daß diese Entscheidung in einem anderen Verfahren

ergsngen und deshalb im Rechtsstreit‚ der den Witwen—Schedens«

eusgleich betreffea nicht zu berücksichtigen sei„ greife nicht

durche Zwar sei die durch rechtskräftiges Urteil des Oberver■

weltungsgerichts (OVG) bindend gewordene Entscheidung im

Witwenpensionsverfshren der Klägerin ergsngen„ jedoch sei die

Feststellung der Anwendbarkeit des @ 7 des Gesetzes zu Art„ l5l GG

auf den Ehemann letztlich unabhängig iiervon getroffen worden„

.kus der Tatsache, daß die im Rahmen der ihnen überwiesenen Zu—

Ü‘keit selbständig und eigenversntwortlich handelnden
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Behörden Funktionsträger eines und desselben Staates

seien9 ergebe sich der Grundsatz„ daß jedes Ressort die
Akte des anderen Ressorts zu respektieren habe (Forst—

hoff‚ Lehrbuch des Verwaltungsrechts„ Bdo I9 90 Aufl„

5 6 S„ 99 ff)° Die eine Verwaltungsbehörde sei an den
Inhalt des fremden wirksamen Aktes der anderen Verwaltungs

behörde gebunden? auch wenn dieser für fehlerhaft gehal—

ten werde„ Auch aus dem Umstand? daß das BVG keinen Hin—

weis auf die nach @ 7 des Gesetzes zu Art„ löl GG mög—
liche Herabgruppierung entha te„ könne nicht geschlossen

werden‚ daß sie im Versorgungsrecht keine Berücksichti—

gung findeo Es hätte vielmehr einer ausdrücklichen Vor—

schrift bedurft> wenn der Gesetzgeber die ungünstigen

Auswirkungen der Entziehung bzw„ der Einschränkung der

Rechte nach Arti löl GG für das Versorgungsrecit nicht

habe gelten lassen wollen° Sei hiernach von einer beamtenw

mäßigen Übernahme des P„ als Inspektor frühestens Ende
l952/Anfané l955 auszugehen9 so könne es nicht als wahre

scheinlich angesehen werden‚ daß er bis zum l° Januar l959

als Laufbahnbeamter vom Inspektor über den 0berihspektor‚

Amtmann und Amtsrat als Regierungsrat in den höheren

Dienst gelangt wäre; Zu diesem Zeitpunkt sei das Berliner

Gesetz über die Laufbahn der Beamten vom 5„ Dezember l958

(GVBl„ 3° 1126) in Kraft getreten‚ welches in € 59 für
die Übernahme in den höheren Dienst des Höchstalter von

58 Jahren vorgesehen habe? das Po längst überschritten

gehabt hätte„ Zwar könne nicht bestritten werden? daß es

sich bei Po um einen hochqualifizierten Verwaltungsbeam—

ten gehandelt habe„ und ebensowenig könne auch an der

Tatsache vorbeigegangen werden‚ daß in der Verwaltung in

zahlreichen Fällen Beamte des gehobenen Dienstes in den

höheren Dienst übernommen werden seieno Derartige Befördem

rungen seien jedoch von so viel unabwägberen Momenten wie
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_7_

dem Stellenplsn„ der Beurteilung des jeweiligen Vorge-

setzten und nicht zuletzt von perteipolitischen Erwägungen

abhängig? daß sie nicht versllgemeinert werden könnten„

Soweit die Klägerin einen Verstoß gegen den Gleichheits—

grundsetz_des Art„ 3 GG in der Zurückgruppierung ihres zum
Personenkreis des Gesetzes zu Art:) l3l GG gehörenden Ehe—

mennes wegen seiner Perteimitgliedscheft bei der Berechnung

ihres Schadensnusgleichs darin sehe? daß bei allen anderen

Gesch digten der Schndensnusgleich ohne Rücksicht darauf be„

rechnet werde9 ob sie der NSDAP engehörten9 habe das erst—

instsnzlich Gericht mit Recht darauf hingewiesen‚ daß der

Gleichheitsgrundsntz keine absolute Größe derstellea weshalb

der Gesetzgeber demgemäß berechtigt dei? differenzierende

Tatbestände zu normieren und Beamte‚ die in einem besonderen

Geweltverh*ltnis zum Staat stünden? enders zu behandeln als

Nichtbeemte° Die Klägerin könne mit ihrem Antrag auch denn

nicht durchdringen7 wenn ihr die Tatbestandswirkung des Be—

scheides des Innensenators
vom l?)o März l955 nicht entgegen«

gehalten werden könnteo Po wäre auch im Überlebensfalle auf

den Benmtenstatus eines Inspektors zurückgruppiert worden°

Wie der sschverstindige Zeuge J::zxim einzelnen ausgeführt

hebe und wie von dem se*hkundigen beisitzenden Landessozialm

T:x:bestätigt werden sei‚ habe anläßlichrichter von

der Ausstellung der sogenannten Unterbringungsscheine stets

geprüft werden müssen? ob die Rechtsstellung vom 8„ Mai 1945

unter genauer‘Beschtung der besmtenrechtlichen Vorschriften
‘

erreicht worden sei° Bei Zweifeln sei zunächst der Rechtsstend

zugebilligt worden‚ der zweifelsfrei bereits am 8„ Mai l9@5

erreicht gewesen sei„ In der Regel sei nur die Eingängsgruppe

der Laufbahn zugrunde gelegt werden? welcher der Betreffende

nuf Grund der abgelegten Verwaltungsprüfung am 80 Mai 1945

ungehört haben Nach den im Urteil des OVG Berlin vom 220 Sep—

tember 7959 „ OVG VII B425°59
— getroffenen und vom Bund s_

verwaltungsgericht nicht besnstandeten Feststellungen sei die

i 8 _
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seinerzeitige Sprungbeförderung des Po zum nmtmi3nn — unbew

schadet seiner Tüchtigkeit — überwiegend durch po1itische

Motive bestimmt oe"esen„ so daß ein im Jahre 1952 oder
1955 gegen P° selbst eingeleitetes Verfahren neo Q7 des

Gesetzes zu Art° 151 GG mit aller WW1hr cheinlilrc1t dazu
geführt hätte daß er bei einer besmtenmäßigen Überneame

lieder als Inspektor hit'vw anfangen müssen° Bei dieser

Sach— und R—chtslage habe der Beklegte P° mit Recht als
Beamten des gehobenen Dienstes in des Endgrundgehelt der

Besoldungsgruppe A 11 des BBesG eingestuft so daß der

angefochtene Bescheid vom 140 Dezember 1965 insoweit nicht

zu oeenstanden sei°

Mit der zugelassenen Revision rügt die Klägerin eine fehe

1erhafte Anwendung des meteriell en Rechts insbesondere

eine Verletzung der 55 40 & Abs° 23 50 Abs„ 4 Satz 2 und 5

BVG und der 55 29 4 Abs° 1 DVD zu S 50 Abs„ 5 und 4 BVG
i„d„F° vom 500 Juli 1964 und 280 Februar 19680 Nech. @ 2

Satz 5 bzw„ Abs° 5 Satz 2 DVO‚ die auch auf Beamte Ann

dung fänden9 die im Zeitpunkt der Schädigung dem gehobene

Dienst angehörten‚solle grundsätzlich der durch die Schädin

gung verhinderte Aufstieg im Beruf berücksichtigt werden„

C
)

"”""'11

E
)

Das Berufungsgericht habe diesen ausdrücklichen Gesetzesm

befehl im Falle des P„ nicht ausrei ‚chend be folgt soweit

es zu dem Ergebnis gelangt sei da? der bereits mit 55 Jah—

ren zum Amtmenn beförderte Po trotz der festgestellten oe—

sonderen hohen beruflichen Qualifikation während der restw

lichen 50 Dienstjahre bis zur Pensionierung nicht mindestens

Regierungsrat geworden wäre„ Diese Feststellung beruhe auf

der fehlerhaften Berücksichtigung des nach 5 7 des Gesetzes

zu Art„ 151 GG erlassenen Bescheides des Innensenetors vom

150 März 1955; diese Entscheidung des Innensenetors be—

Schre nke sich ausdrücklich auf den Anwendungsbereich des

Gesetzes zu Art„ 151 GG; sie dürfe bei der Prüfung von
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VersOrgungsensprüchen nach dem BVG in keiner Weise Berück»

sichtigung finden„ Es bestehe ein allgemeiner Rechtsgrundsstzö

daß eine gesetzliche Bestimmung nur für den Bereich wirksam

sein könne? für den sie erlassen werden sei° Des BVG enthalte
'?eine derartige Vorschrift nicht„ ns gehe von der tatsächlichen

Stellung des Verstorbenen vor seinem Tod unter Berücksichti„

gung eines ohne die Schädigung erfolgten weiteren Berufsnuf_

stiegs auso Bei anderen Berufen werde grundsätzlich das

Einkommen der letzten Berufsstellung berücksichtigt? ohne

daß eine Benachteiligung wegen der Zugehörigkeit zur NSDAP

stattfinde„ Es erfolge insbesondere auch denn keine Herabe

stufunga wenn die im Zeitpunkt der Schädigung erreichte Berufe“

stellung allein oder überwiegend durch die Mitgliedschaft in

der NSDÄF oder einer ihrer Gliederungen erreicht worden sei„

Wenn Beamte anders behandelt würden‚ so verstoße dies gegen

den Gleichheitsgrundsetz des GG„ Das LSG hätte daher nicht von

der Stellung eines lnspektors sondern von der eines Amtmanns

nusgehen'müssen° Unter dieser Voraussetzung könne bei der hohen

beruflichen Qualifikation des P„ nicht daran gezweifelt werden3

aß er bis zum lo Januar l9 @ als Regierungsrat in den höheren5
Dienst gelangt wäreo Außerdem werde nachdrücklich bestritten‚

daß Be auch im Uberlebensxalle auf den Beemtenststus eines

lnspektors zurückgruppiert werden wäreo Das Berufungsgericht

sei selbst davon ausgegangen? daß Po spätestens ab l949/50 im

öffentlichen Dienst weiterbeschäftigt_worden wäre° wodurch er

noch vor Inkrafttreten des Lendesbeamtengesetzes und des Ge—

-se*z;s zu Arto l}l GG mit ausreichender Ushrscheinlichkeit

wieder eine Stellung mit dem Funktionsbereich eines Amtmenns

innegehsbt und einer Unterbringung nach dem Gesetz zu Arte 151 GG

nicht mehr bedurft nettes

Die Klägerin beantragt‚
.

die Urteile des LSG Berlin vom 500 Juli l968 und

des SG Berlin vom 200 Juni 1967 eufzuheben und den

Beklagten unter Abänderung seines Bescheides vom

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


140 Dezember 1965 i„doF„ des Widerspruchs—

bescheides vom 510 Mai 1966 zu verurteilen?

der Klägerin ab 1„ Januar 196% Schadenseus—

gleich nach 5 40 3 BVG zu gewähren und bei der

Berechnung dieser Leistung als Durchschnittsu

einkommen ihres verstorbenen Ehemannes las

Bndgrundgehelt der Besoldungsgruppe A 14 BBesG

zuzüglich des Ortszuschlags nach Stufe 2 und

Ortsklesse A des BBesG zugrunde zu legen;

hilfsweise9 das angefochtene Urteil des LSG Berlin

aufzuhebei und die Sache zur erneuten Verhendlung

und Entscheidung an dieses Gericht zurückzuverweisen„

Der Beklagte beentragt$

die Revision zurückzuweisen°

aus° Die tatsächlichen Umstände für eine Uiederverweneung

des r„ in der Berliner Verwaltung seien so geertet gewesen;

daß mit einer Wiederverwendung vor 1948/49 nicht zu rechnen

gewesen sei„ weil die Stellen des öffentlichen Dienstes sehr

begehrt gewesen und ehemalige Mitglieder der NSDAP und solche?

die nicht Berliner Beamte waren? nur zweitrsngig hätten berück

sichtigt werden können° ln je‚em Fall sei ein Aufstieg des

P„ zum Regierungsrat äußerst unwahrscheinlich gewesen? denn

für ihn hätten nur die beiden vom LSG geprüften Aufstiegs—

möglichkeiten bestandeno Da am 10 Januar 1959 des Berliner

Gesetz über die aufbahnen der Beamten vom 50 Dezember 1958

in Kraft getreten sei‚ das eine Übernahme des damals bereits

fiktiv über 58 Jahre alten Ehemannes der Klägerin in den

höheren Dienst verhindert hätte? und Pa außerdem auf Grund

des Gesetzes zu Arte 151 GG als Inspektor hätte eingestellt

werden müssen‚ wären ihm nicht — wie die Klägerin meine „
50 Jahre? sondern nur 6 Jahre‚ nämlich von 1955 bis 1958?zum

_ 11 _
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Aufstieg verbliebeno Der Bescheid des lnnensenetors von
Berlin? mit dem P„ als Stadtinspektor eingruppiert worden

sei.) sei bindend g-ger-rorden> und zwar im vorliegenden Fall
auch für des Versorgh Berlin°

Die durch Zulassung stetthafte Revision ist form— und frist—
gerecht eingelegt und begründet werden und daher zulässig

r» — . \ . . .(85 l62 nbso l Nr° l„ l64‚ l66 des Soz1@lgerichtsgesetzes
4SGG—); sachlich konnte sie keinen Erfolg habeno

Streitig ista ob der Klägerin ab lo Januar l964 Schedensaus—

gleiCh nach 5 40 3 BVG in der jeweils geltenden Fassung zui
ste t und ob bei der Berechnung der Leistung als Durchschnittsw

einkommen das Bndgrundgehelt der Besoldungsgruppe A l4 zuzüg—

lich des 0rtszuschlngs nach Stufe 2 und 0rtsklesse A des

BBesG zugrunde zu legen ist„ Dies ist hier nicht der Bello

Nnch den 55 40 & Abs° 2‚ 5 Abs„ 4 Sätze 2 und 5 BVG io_oF°

des Zweiten und Dritten Neuordnungsgesetzes vom 2l° Februar 1964

(BGBl„ I„ 85) und 280 Dezember l966 (BGBlÜ l? 750) und den
55 23 4 Abs° l DVG zu 5 50 Abso 5 und 4 BVG indoF„ vom 300 Juli

1964 (BGBl„ i‚ 574) und 280 Februar 1068 (BGBl° i‚ 194>„ deren
Verletzung die Revision rügt, gilt als Einkommen des Bhemennes

der Klägerin des Durchschnittseinkommen der Berufs_ oder Wirtw

schaftsgruppe9 welcher der Verstorbene angehört hat oder ohne‘

die Schädigung nach seinen Lebensverhältnissen9 seinen (beruf—

lichen) Kenntnissen und Fähigkeiten wahrscheinlich angehört

hätte (@ 40 & Abso 2); als allgemeine Vergleichsgrundlage

gelten dabei » im vorliegenden Fall — die jeweils geltenden

beemtenrechtlichen Besoldungsgruppen des Bundes (% 50 Abs‚ 4

Satz 2)„ Das Durchschnittseinkommen wird„ wenn der Verstorbene

hiernach sowie nach dem bisher betätigten Arbeits— und Ausbil«

dungswillen wahrscheinlich im öffentlichen Dienst tätig wäre9

nach S 4 DVD ermittelt (@ 2 DVO)5-es entspricht bei Beamten

des gehobenen Dienstes — der Berufsgruppea der der Verstorbene

_ 12 „
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unstreitig angehört hat — vom vollendeten 45° Lebensjahr

an dem Endgrundgehelt der Besoldungsgruppe A ll des BBest
erhöht um den Ortszuschlag nach Stufe 2 und Ortsklnsse A
BBesG° Damit wird der durchschnittliche Berufserfolg

innerhalb einer Gruppe für maßgebend erklärt„ was bedeutet?

1daß auch ein Mehrverdienstv der wa ?soheinlich erzielt wer”n;
Ten konnte„ insoweit außer Betracht zu bleiben hat (tgl:

Urteil des erkennenden Senats vom l7o Oktober 1967 „
9 RV 9l4/65 — in SozR Nr() 5 zu S 6 der DVG zu @ 30 Abso

und 4 BVG vom 50° Juli l964)„ Etwas anderes gilt nur denn?

wenn durch die Schädigung ein beruflicher Aufstieg von

\\N

einer Laufbahngruppe in eine höhere verhinbrt worden ist

(@ 2 letzter Satz DVO)° Eine solche Verhinderung muß nach
den Lebensverhältnissen„ Kenntnissen und Fähigkeiten und

dem bisher betätigten Arbeits— und Ausbildungswillen wahr»

scheinlioh sein (5 2 Satz 1 DVO)O Es genügt also nicht die

bloße Möglichkeit„ daß der Beschädigte oder Verstorbene

ohne die Schädigung in seinem Beruf in eine höhere Laufbahn«

gruppe aufgestiegen wäre„ Denn soweit ein (fik'ives) Durche

schnittseinkommen ermittelt werden muß„ bedarf es zur Fest»

stellung der in Betracht kommenden Tätigkeit der in @ 2

Satz l DVO geforderten Wehrscheinlic„keit„ Die Frage? ob

‘hierbei dem nach S 7 des Gesetzes zu Arto l5l GG ergengenen

Bescheid des Senators für Inneres vom l5„ März 1955 auch

für den Schadenseusäleich nach 5 40 3 BVG eine Bindungen

wirkung zukommt7 kann im vorliegenden Falle dahingestellt

bleiben° Denn der Anspruch der Klägerin ist auch denn ni ht

begründet„ wenn man die in diesem Bescheid ausgesprochene

Zurüokgruppierung des B„ vom Stadtamtmenn zum Stadtinspektor

nicht als bindend ansieht° Das LSG ist auch für den Fall?

daß dem-Bescheid des Senators für Inneres keine Bindungsn

oder Tatbestandswirkung für den Schedensausgleich nach dem

BVG zukommta zu dem Ergebnis gelangt“ daB der Ehemann der

Klägerin auch im Erlebensfelle nach dem in Berlin geltenden

l |‚_
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Recht und nach den seit l945 dort bestehenden Verhältnissen

selbst unter Berücksichtigung seiner besonderen beruflichen

Kenntnisse und Fähigkeiten auf den Beemtenstetus eines
Inspektors zurückgruppiert werden wäre und elsdenn in Anbe»
tracht seines Lebensslters keine Möglichkeit mehr gehabt
hätte? in die Gruppe des höheren Dienstes zu gelangeno Das
LSG het sich insoweit auf die Bekundung des sschverständigen
Zeugen J511 ''''und die Sachkunde des beisitzenden Landessoziel—

richters von P1 Zzwgestützt° Die Revision hat diese Feste

stellungen weder in rechtlicher Hinsicht noch‚ soweit sie

tets*chlicher Natur sind? mit substsntiierten Verfahrensw

rügen engegriffen„ Denn mit dem nicht irgendwie belegten Vor—

bringen der Revision? es werde bestrittenv daß P„ auch im

Überlebensfall zum Inspektor zurückgruppiert werden wäre? ist

weder ein Verstoß gegen die Denkgesetze oder gegen allgemeine

Brfshrungsätze des täglichen Lebens noch eine Überschreitung*

des freien richterlichen BeweiswürdigungsreChts dergetsn„ Das

LSG ist auch nicht davon eusgegengen„ daß P„ schon ab l9M9/5O

als Stedtinspektor5 sondern als "Verwaltungsengestellter” in

den Dienst des Landes Berlin eingestellt worden wäre; sein

Urteil ist deshalb auch nicht etwa insoweit widersprüchlich°

Letztlich kann aber auch dehinstehen„ ob P„ im Überlebe sfelle

zum Inspektor zurückgruppiert werden wäre; Denn das LSG konnte

jedenfalls in Anbetracht der politischen Belastung des Po zu

dem Ergebnis gelangen? daß er im Felle der Wiederverwendung

im öffentlichen Dienst nicht mit Wahrscheinlichkeit in den

höheren Dienst übernommen werden wäre; Das LSG hat berücksich—

tigt3 daß in der Verwaltung ”in zahlreichen Fällen“ Beamte des

gehobenen Dienstes in den höheren Dienst übernommen werden

sind„ Zutreffend „ und von der Revision unangegriffen“ hat

es aber betont:) daß derartige Beförderungen von ”unabwägberen

Momenten"vwie der Beurteilung des jeweiligen Vorgesetzten‚ ja

sogar von parteipolitischen Erwägungen abhängig sind° Die

Klägerin verkennt mit ihrer gegenteiligen Auffassung? daß auf

Grund einer Anzahl wirklich oder nur scheinbar vergleichbarer

..
]_L1. _
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„‘Fälle bestenfalls ermittelt werden kann„ was die Beemten
in diesen Fällen erreichen konnten? nicht aber was in
der individuellen? durch politische Belastung erschwerten
Lege des PC als wahrscheinlich gelten kann (vgl„ Urteil
des erkennenden Senats vom 260 April l967 — 9 RV 620/64)„

Die Revision übersieht insoweit auch? wie wenig ihr Begehm

ren mit den Latsachen im Einklang steht„ Denn einerseits

läßt die Anstellungsbehörde des P„ nicht einmal dessen

tatsächlich erreichte Stellung als Stedtamtmann9 sondern

nur die Eingengsgruppe des lnspektors gelten und zum ende«

ren fordert die Klägerin von der Versorgungsbehörde die

Änerkennung daß dieselbe Anstellungsbehörde den ?, im")

Uberlebensfsll nicht nur zum Oberinspektor„ Amtmn„n oder
.,Amtsrst befördert? sondern ihn sogar — eusnnnm—weise — i„

U
)

.:

den höheren Dienst übernommen haben würdeo Neon den rechtsw

|._
‚_

l

kräftigen Feststellungen des OVG Berlin im Urtei_ von 25°

September l959 wurde P„„ der als alter Psrteigenosse galt?

im Jahre l953 etwa 25 lnspektoren mit höherem Dienstelter

und außerdem etwa 20 bis 25 auch im Dienstrsng vorgehenden

Oberinspektoren bei der Beförderung vom InsPektor zum Amt—

mann vorgezogeng Das OVG hat daraus gefolgert‚ aß der Be—

förderungsvorschleg "überwiegend durch politische Motive

bestimmt” gewesen ist„ Das LSG konnte aus diesen F:ststelm

lungen — unabhängig von der Frage einer Bindungswirkung —
schließen? daß?° in diesem Sinne politisch belastet war

und daß er zumindest aus diesem Grunde im Überlebensfslle

nicht mit Wehrscheinlichkät in den höheren Bienst aufgem
(\

stiegen wäreo Die Möglichkeit? daß Po im Überlebensislle

die Anstellungsbehörde zu einer günstigeren Beurteilung

veranleßt haben könnte$ reicht nicht aus? zumal im Felle

des 5 2 BVD notgedrungen von den bisherigen Verhältnissen
—1-

ausgegangen werden muß° Bei dieser Sach— und Rechtslage

kann unerörtert bleiben‚ wie zu entscheiden wäre‚ wenn Po

ohne politische Motive schon im Alter von 55 Jahren Stadtw

amtmsnn geworden wäre° Ebenso konnte dahingestellt bleiben‚

ob die Beachtung einer Zurückgruppierung eines Beamten
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wegen der Zugehörigkeit zur früheren NSDAP im VerSOrgung3»

recht gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art„ 5 GG verstoßen

wiirde
„

Nach alledem ist die Einstufung des P„ in die Beeoldungsgruppe

A ll des BBesG‚ die alle Gruppen des gehobenen Dienstes‚ d„ho

diejenigen des lnspektors‚ Oberinspektors„ Amtmanns9 hmtsrets

und Oberemtsrets umfaßt? nicht zu beenstenden und liegt dem»

nach die von der Revision gerügte Verletzung materiellen Re;hts

nicht vor° Die Revision der Klägerin war daher als unbegründet

zurückzuweisen°

Die Kostenentsoheidung beruht auf % l93 GGG—°
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